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Sehr geehrte Damen und Herren,

am 13. Juni stimmen w ir über das Bundes-Raumplanungsgesetz ab. Der Bund soll 
gemäss Verfassung einzig "Grundsätze" über die kantonale Raumplanung aufstellen. 
Aber die Gesetzesproduzenten haben es fertig gebracht, im Raumplanungsgesetz 
die "Grundsätze" in eigentumsfeindliche und dirigistische Vorschriften umzubiegen. 
W ir verweisen auf die beiliegende Information. Das Gesetz würde die von der 
politischen Linken beabsichtigte Aushöhlung des Eigentums fördern.

Ferner bedingt das Gesetz einen neuen bürokratischen Apparat und weiteren Staats
aufwand. Die Kosten würden jährlich in die hunderte von Millionen gehen, die der 
Steuerzahler aufbringen müsste.

In der Abstimmung vom 13. Juni ist das masslose Raumplanungsgesetz zur 
Verwerfung zu bringen. Unser Komitee w ill einen energischen Kampf gegen das 
Gesetz führen. Dafür ist es jedoch auf die Mithilfe weiterer Kreise angewiesen. 
Dürfen w ir Sie anfragen, ob Sie uns Ihre Unterstützung leihen würden. Es steht 
soviel auf dem Spiel, dass sich ein rechter Beitrag lohnt.

Mit bestem Dank für Ihr Verständnis und mit freundlichen Grüssen

Für das Komitee: ------

Julius B irrer 
Willisau

Nationalrat
Dr. Otto Fischer
Bern

Einzahlungsschein liegt bei

Bestellung: Schicken Sie m ir kostenlos

- beiliegende gedruckte In form ation ........ Exemplare

-  ausführliche Dokumentation........ Exemplare

Name, Adresse:

An das Aktionskomitee zur Bekämpfung des Raumplanungsgesetzes, 
Postfach 2721, 3001 Bern



13. Juni 1976

Massloses Raumplanungsgesetz
Wir haben schon Planijngsgesetze
Nämlich in den Kantonen. Der Bund sollte nach Ver
fassung nur eine genügende Planung in den Kanto
nen gewährleisten.
Am 13. Juni stimmen w ir aber über ein Bundes- 
planungsgesetz ab, das den Planungsehrgeiz und 
Planungsdirigismus auf die Spitze treibt.

4/s der Baulandreserven dahin!
Das ist die Absicht der Planer, dass auf vier Fünfteln 
der heutigen Baulandreserven nicht mehr gebaut 
werden könnte. Eine unerhörte Beschneidung des 
Siedlungsgebietes! Dafür soll die Bevölkerung zum 
grossen Teil in Städten zusammengepresst werden.

Gesetz treibt Baulandpreise hinauf
Die Verknappung der Baulandreserven und die Mehr
wertabschöpfung von 75 Prozent treiben im verblei
benden Miniatur-Baugebiet die Bodenpreise unrett
bar hinauf. Anderseits werden Landgebiete radikal 
entwertet.

Siedlungsdirigismus
Baubewilligungen würden nach Gesetz nur für Land 
erteilt, dessen Erschliessung die Behörden bew illi
gen. Es könnte überhaupt nur gebaut werden, wann 
und wo es den Planern passt.
In einem weitern Gesetz würde verfügt, wieviel 
Leute wo wohnen sollen. Und bis zum Erlass dieses 
Gesetzes würde der Bundesrat über unsere Köpfe 
hinweg «Leitlinien» erlassen.

Vom Irrtum zur Verstaatlichung
Die Prognose der Planer, die Bevölkerung werde auf 
10 M illionen steigen, war falsch. Seinerzeit sahen 
die Ämter nie genug Neubauten, jetzt wollen sie 
den Hahnen auf die andere Seite überdrehen. Sie 
fallen vom einen Irrtum in den ändern.
Das Gesetz bedeutet Herrschaft der Bürokratie und 
entrechtet den Einzelnen. Das Eigentum wird aus
gehöhlt, was die Vorstufe der Verstaatlichung ist.

Wer schützt die Landschaft?
Die meisten grossen Betonüberbauungen waren 
Werke der Planung, von den Planern gewollt und 
mit ihrem Segen errichtet! Wir brauchen einen ech
ten Landschaftsschutz, nicht Planungsbeton. Das 
Gesetz, über das w ir abstimmen, ist keine Garantie 
für Landschaftsschutz. In den konzentrierten Sied
lungen, welche die Planer wollen, wird die Luft nicht 
sauberer.

Steuerzahler muss zur Kasse
Hunderte von Millionen Franken würde das Gesetz 
jährlich kosten —  der Steuerzahler würde zur Kasse 
gebeten.

Zuerst Nein, dann massvolle Regelung
Der Verwerfung des Gesetzes fo lgt ein Überbrük- 
kungserlass und dann ein Gesetz, das sich auf mass
volle Grundsätze beschränkt.
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